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3. Master Class Course Conference „Renewable Energies“ 

Energie, Kraftstoffe und die Aussichten für den Klimaschutz

29. September bis 2.Oktober 2008

02.10.2008
Emissionshandel und Politik
Prof. Dr. Dr. h. c. Alois Heißenhuber
Technische Universität München, Wirtschaftlehre des Landbaus
Abstract
Nutzung von Biomasse zur Energiegewinnung

Bioenergie wird bei steigenden Energiepreisen auch ohne politisches Zutun weltweit expandieren. Dieser Expansionsprozess wird allerdings dadurch begrenzt, dass Agrarflächen nicht beliebig vermehrbar sind und die Nachfrage nach Nahrungsmitteln ebenfalls ansteigt. In einigen Jahrzehnten kann es auch wieder zu einer Schrumpfung des Bioenergie-Sektors kommen, wenn sich andere regenerative Energien (mit geringerer Flächennutzungskonkurrenz und höherer Flächenproduktivität) im Wettbewerb durchsetzen und/oder die Nachfrage nach Nahrungsmitteln stark ansteigt. 

Bei Flächenknappheit und Nutzungskonkurrenz ist es nicht mehr gerechtfertigt, die staatliche Förderung von Bioenergie per se als positiv darzustellen. Grundsätzlich gilt: Wenn Fördermittel an einer Stelle eingesetzt werden, fehlen sie an anderer Stelle, und wenn Agrarflächen für einen Zweck eingesetzt werden, sind sie anderen Verwendungsrichtungen entzogen. Die politische Förderung der Bioenergie darf kein Selbstzweck sein, sondern muss sich daran messen lassen, (a) welchen Netto-Beitrag sie zu der Erreichung der übergeordneten Politikziele leistet und (b) wie sie diesbezüglich im Vergleich zu anderen Politikmaßnahmen abschneidet, mit denen man diese Ziele gleichfalls ansteuern könn​te.

Der Beirat hält es für richtig, dass Deutschland beim Klimaschutz und bei der Förderung regenerativer Energien zusammen mit einigen anderen Ländern eine Vorreiterrolle spielt  und sich Ziele setzt, die anspruchsvoller sind als die Ziele der internationalen Staatengemeinschaft. Auf diese Weise werden positive Signale für die internationale Klimaschutzdebatte geschaffen, und die eigene Wirtschaft erlangt Technologieführerschaft in Wirtschaftsfeldern, die sich bei einer weltweiten Verbreiterung der Klimaschutzstrategie als Zukunftsfelder erweisen werden.

Nach Auffassung des Beirats wäre es aber auch falsch, in klimapolitischen Aktionismus zu verfallen. Gerade wenn Deutschland beim Klimaschutz besonders hohe Ziele erreichen und mit besonders gutem Beispiel vorangehen will, kommt es umso mehr darauf an, die knappen Ressourcen auf die effizientesten Klimaschutzstrategien zu konzentrieren. In diesem Punkt sieht der Beirat derzeit gravierende Defizite. Er empfiehlt, die Weiterentwicklung der Klimaschutzstrategie an folgenden Leitlinien auszurichten:

· Internationalisierung, d. h. Bündelung der Kräfte für die Entwicklung international ausgerichteter Klimaschutzstrategien

· Effizienzorientierung, d. h. Ausrichtung der nationalen Klimaschutzpolitik auf jene Felder, bei denen sich Klimaschutz mit geringsten Kosten und höchster Effizienz erreichen lässt. 

Höchste Priorität für eine globale Klimastrategie

Wenn es nicht gelingt, einen weltweiten Schulterschluss in der Klimapolitik zu organisieren und effektiv umzusetzen, werden sich die hochgesteckten Klimaschutzziele nicht erreichen lassen. Deshalb empfiehlt der Beirat der Bundesregierung dringend, wesentlich mehr Ressourcen in die Entwicklung einer globalen Klimaschutzstrategie zu investieren. Hier geht es nicht um die Vergabe einzelner Gutachten, die Einrichtung einer neuen interministeriellen Arbeitsgruppe oder die Gründung eines Forschungsinstituts. Vielmehr sollte eine langfristig angelegte, mit weitreichenden personellen und finanziellen Ressourcen ausgestattete Projektgruppe („task force“) installiert werden, die sich international vernetzt und Aktionspläne entwickelt, welche nachhaltigen Erfolg versprechen und Schritt für Schritt umgesetzt werden können. Wichtige Meilensteine bei der Entwicklung einer globalen Klimaschutzstrategie wären

· die schrittweise Ausdehnung des Kyoto-Prozesses (Ausgabe und Verknappung handelbarer Lizenzen auf CO2äq-Basis in einer zunehmenden Anzahl von Ländern und Wirtschaftssektoren),

· die Ergänzung der CO2äq-Emissionspolitik durch die Besteuerung des Verbrauchs fossiler Energieträger, wobei die Steuersätze stärker an den Treibhauswirkun​gen der Energieträger auszurichten und international anzugleichen wären, 

· die Einbeziehung des internationalen Transports (Schiffsdiesel, Flugbenzin) in die Besteuerung des Energieverbrauchs, so dass auch dort (wie bereits beim intranationalen Transport) die externen Effekte des Energieverbrauchs ihren Niederschlag in den Preisen finden.

Solche Ziele bzw. Maßnahmen lassen sich in wissenschaftlichen Gutachten oder politischen Verlautbarungen leicht aufschreiben; ihre praktische Realisierung ist jedoch äußerst schwierig zu erreichen und erfordert umfangreiche Vorarbeiten bezüglich Konkretisierung, Folgenabschätzung, diplomatischer Austarierung bis hin zur Erklärung gegenüber den Medien. Wenn derartige Schritte ausbleiben, wird es keinen Erfolg geben. Hierfür praktikable Strategien zu entwickeln und nachhaltig zu verfolgen, wäre Ziel der hier vorgeschlagenen „task force“. Wissenschaftliche Beiräte, Forschungsinstitute oder Arbeitsgruppen verschiedener Bundesministerien vermögen dies nicht zu leisten. 

Vorrang für regenerative Energien, die effizienten Klimaschutz ermöglichen

Wenn die Agrarflächen weltweit knapp werden, gerät Bioenergie nicht nur hinsichtlich der Produktionskosten, sondern auch hinsichtlich der umwelt- und klimapolitischen Beurteilung in einen Nachteil gegenüber der Solar- und der Windenergie sowie der Geothermie. Die Verknappung der Agrarflächen und die infolgedessen weltweit steigenden Agrarpreise führen dazu, dass bisher nicht agrarisch genutzte Flächen in Kultur genommen werden oder die Nutzung von landwirtschaftlichen Flächen intensiviert werden. Insofern muß bei der Förderung bzw. Nutzung der Bioenergie auch auf die Nebenwirkungen geachtet werden.  

Quelle: aus dem Gutachten zur Bioenergie des Wiss. Beirates für Agrarpolitik ( November 2007)
Informationen zum Referenten finden Sie hier:

http://www.wzw.tum.de/wdl/index.htm?wirueberuns/personen/heissenhuber/index.htm
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